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Aktenzeichen: 8 AZR 32/85
Bundesarbeitsgericht 8. Senat Urteil vom 29. April 1987

- 8 AZR 32/85 -
I. Arbeitsgericht Urteil vom 11. Mai 1984

Marburg - 2 Ca 129/84 -
II. Landesarbeitsgericht 

Frankfurt am Main
Urteil vom 17. September 1984 
- 11 Sa 761/84 -

Für die Amtliche Sammlung:: Nein
Für die Fachpresse: Nein
Für das Bundesarchiv: Nein

Entscheidungsstichwort:
Urlaubsabgeltung und Erwerbsunfähigkeit

Gesetz: BUrlG § 13, § 7 Abs. 4; Gemeinsamer Manteltarifvertrag
für Arbeiter und Angestellte in der Eisen-, Metall- 
und Elektroindustrie des Landes Hessen vom 15. Januar
1982 § 15 
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8 AZR 32/85
11 Sa 761/84 Frankfurt am Main
Verkündet am 
29. April 1987
Siegel,
Reg.-Sekretärin 
als Urkundsbeamter 
der Geschäftsstelle

Im Namen des Volkes!

Urteil
In Sachen

PP •

hat der Achte Senat des Bundesarbeitsgerichts aufgrund der 
mündlichen Verhandlung vom 29. April 1987 durch die Vorsitzende 
Richterin Michels-Holl, die Richter Dr. Leinemann und Griebelin 
sowie die ehrenamtlichen Richter Dr. Pühler und Hennecke für
Recht erkannt:

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


- 2-

1. Die Revision des Klägers gegen das Urteil 
des Landesarbeitsgerichts Frankfurt am Main 
vom 17. September 1984 - 11 Sa 761/84 - 
wird zurückgewiesen.

2. Der Kläger hat die Kosten der Revision zu 
tragen.

V o n  R e c h t s  w e g e n !

T a t b e s t a n d  :

Der Kläger war bei der Beklagten, einem Unternehmen der 
Metallindustrie, seit 1969 als Magazinarbeiter mit einem Monats­
lohn von zuletzt 2.298,—  DM (brutto) beschäftigt.

Auf das Arbeitsverhältnis war kraft beiderseitiger Tarif­
bindung der Gemeinsame Manteltarifvertrag für Arbeiter und Ange­
stellte in der Eisen-, Metall- und Elektroindustrie des Landes 
Hessen vom 15. Januar 1982 (MTV) anzuwenden.

§ 15 Nr. 3 Abs. 4 MTV lautet:

"Scheidet ein Arbeitnehmer nach Erreichung der 
Altersgrenze oder wegen Erwerbs- bzw. Berufsun­
fähigkeit aus dem Berufsleben aus, so erhält er 
abweichend von Abs. 1 für das Austrittsjahr den 
vollen Jahresurlaub, wenn er länger als 5 Monate 
im Urlaubsjahr dem Betrieb angehört hat. Maßgeb­
lich ist der Rentenbescheid."

In | 15 Nr. 8 MTV ist bestimmt:
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"Kann der Urlaub wegen Beendigung des Arbeits­
verhältnisses ganz oder teilweise nicht mehr 
gewährt werden, so ist er abzugelten. ...”

Nach | 16 MTV hatte der Kläger im Urlaubsjahr 1983 einen
Urlaubsanspruch von 30 Tagen.

Seit dem 4. August 1983 war der Kläger ununterbrochen ar­
beitsunfähig krank. Durch Bescheid der zuständigen Rentenversi­
cherungsanstalt wurde ihm zum 31• Dezember 1983 Erwerbsunfähig­
keitsrente bewilligt. Deswegen lösten die Parteien am 6. Januar 
1984 einvernehmlich das Arbeitsverhältnis auf.

Mit seiner der Beklagten am 7. März 1984 zugestellten Klage 
hat der Kläger Urlaubsabgeltung für einen Resturlaubsanspruch aus 
dem Jahr 1983 von 16 Urlaubstagen begehrt und hat am 9« April 
1984 ein ärztliches Attest vom 29. März 1984 vorgelegt, in dem 
ihm bescheinigt wird, daß er am Tage zwei bis drei Stunden 
leichte körperliche Arbeit verrichten könne.

Der Kläger hat beantragt, die Beklagte zu verurteilen, an 
den Kläger 1.696,96 DM (brutto) nebst 4 v. H. Zinsen aus dem 
sich hieraus ergebenden Nettobetrag seit dem 7• März 1984 zu 
zahlen. Die Beklagte hat beantragt, die Klage abzuweisen.

Die Klage hatte ln beiden Vorinstanzen keinen Erfolg. Mit 
der Revision verfolgt der Kläger seinen Klagantrag weiter. Die 
Beklagte bittet, die Revision zurückzuweisen.
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E n t s c h e i d u n g s g r ü n d e  :

Die Revision des Klägers ist nicht begründet. Der Auffassung 
des Landesarbeitsgerichts ist jedenfalls im Ergebnis zu folgen.

Der Kläger hat keinen Urlaubsabgeltungsanspruch gegen die 
Beklagte, weil er vor Ablauf des 31. März 1984 nicht wieder ar­
beitsfähig geworden ist.

1. Nach § 15 Nr. 3 Abs. 4, § 16 MTV hatte der Kläger im Ur­
laubsjahr 1983 30 Urlaubstage zu erhalten, von denen bei Beendi­
gung des Arbeitsverhältnisses 16 Urlaubstage noch nicht gewährt 
waren. Ohne Auswirkungen auf den Bestand des Urlaubsanspruchs 
ist, daß der Kläger vor seinem Ausscheiden aus dem Arbeitsver­
hältnis seit 4. August 1983 ununterbrochen arbeitsunfähig krank 
war (vgl. in ständiger Rechtsprechung die Entscheidungen des 
Sechsten Senats seit 28. Januar 1982, BAGE 37, 382 = AP Nr. 11 
zu § 3 BUrlG Rechtsmißbrauch; zuletzt Urteil vom 7. November 
1985 - 6 AZR 169/84 - EzA % 7 BUrlG Nr. 43). Dieser Auffassung 
ist der erkennende Senat mit Urteil vom 14. Mai 1986 (- 8 AZR 
604/84 - AP Nr. 26 zu § 7 BUrlG Abgeltung, zur Veröffentlichung 
in der Amtlichen Sammlung des Gerichts vorgesehen) beigetreten.

2. a) Unter Hinweis auf das Urteil des Bundesarbeitsgerichts vom 
23. Juni 1983 (BAGE 44, 75 = AP Nr. 14 zu § 7 BUrlG Abgeltung) 
hat dagegen das Landesarbeitsgericht angenommen, daß dem Kläger 
der von ihm geltend gemachte Urlaubsabgeltungs- und Urlaubsgeld­
anspruch nicht zustehe, nachdem er unstreitig nach andauernder 
Arbeitsunfähigkeit aus dem Arbeitsverhältnis ausgeschieden sei,
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ohne die Arbeitsfähigkeit wiedererlangt zu haben.

b) Dieser Auffassung tritt der erkennende Senat nicht bei. Mit 
dem Fortbestehen der Arbeitsunfähigkeit des Arbeitnehmers nach 
Ausscheiden aus dem Arbeitsverhältnis allein kann ein Urlaubsab­
geltungsanspruch nicht verneint werden. Das Landesarbeitsgericht 
hat nicht berücksichtigt, daß in der von ihm angezogenen Ent­
scheidung des Sechsten Senats des Bundesarbeitsgerichts ein Ur­
laubsabgeltungsanspruch eines Arbeitnehmers zu beurteilen war, 
dessen ArbeitsVerhältnis nach andauernder Arbeitsunfähigkeit ge­
endet und der auch bis zum 31. März des folgenden Jahres seine 
Arbeitsfähigkeit nicht wiedererlangt hatte. Wie zu entscheiden 
ist, wenn nach Beendigung des Arbeitsverhältnisses ein Arbeit­
nehmer wieder arbeitsfähig wird, hatte das Bundesarbeitsgericht 
offengelassen. Mit Urteil vom 28. Juni 1984 (BAGE 46, 224 = AP 
Nr. 18 zu § 7 BUrlG Abgeltung) hat der Sechste Senat klarge­
stellt , daß Arbeitsunfähigkeit des Arbeitnehmers bei Ausscheiden 
aus dem Arbeitsverhältnis nicht das Entstehen des Urlaubsabgel­
tungsanspruchs hindert, sondern dessen Erfüllbarkeit ausschließt, 
solange sie andauert. Die Arbeitsunfähigkeit eines Arbeitnehmers 
wegen Krankheit hat für den Urlaubsabgeltungsanspruch die glei­
chen Wirkungen wie für den Urlaubsanspruch vor Beendigung des 
Arbeitsverhältnisses. Dieser Auffassung hat sich der erkennende 
Senat mit Urteil vom 14. Mai 1986 (- 8 AZR 604/84 - AP Nr. 26 
zu § 7 BUrlG Abgeltung) angeschlossen. Danach setzt die Erfüll­
barkeit des Urlaubsanspruchs voraus, daß der Arbeitnehmer bei 
Fortdauer des Arbeitsverhältnisses eine vertraglich geschuldete 
Arbeitsleistung hätte erbringen können. Dies ist nicht dadurch
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ausgeschlossen, daß der Arbeitnehmer wegen Erwerbsunfähigkeit 
ausgeschieden ist (arg. § 183 Abs. 4 RVO, vgl. Brackmann, 
Handbuch der Sozialversicherung, Bd. II, S. 392 und Bd. III,
So 682 g; ebenso LAG Niedersachsen Urteil vom 30. August 1985 
- 3 Sa 28/85 - S. 7 bis 10). Darauf hat der Senat seit seinem 
Urteil vom 14. Mai 1986 (aaO) inzwischen in ständiger Recht­
sprechung mehrfach abgestellt (vgl. zuletzt Urteil vom 26. März 
1987 - 8 AZR 605/84 -).

Erwerbsunfähig ist, wer infolge von Krankheit oder anderen 
Gebrechen oder von der Schwäche seiner körperlichen oder geisti­
gen Kräfte auf nicht absehbare Zeit eine Erwerbstätigkeit in ge­
wisser Regelmäßigkeit nicht mehr ausüben oder nicht mehr als nur 
geringfügige Einkünfte durch Erwerbstätigkeit erzielen kann 
(vgl. § 1247 Abs. 2 RVO). Die Erwerbsunfähigkeit setzt somit 
nicht voraus, daß der Arbeitnehmer eine bisher vertraglich ge­
schuldete Tätigkeit nicht mehr ausüben kann. Bei Prüfung der Er­
werbsunfähigkeit findet keine Beschränkung auf den bisherigen 
Beruf oder, wie dies bei der Berufsunfähigkeit nach § 1246 
Abs. 2 RVO die Regel ist, auf die Berufsgruppe statt (vgl. 
Brackmann, aaO, Bd. II, S. 392 und Bd. Ill, S. 682 g). Es ist 
somit nicht ausgeschlossen, daß ein Arbeitnehmer erwerbsunfähig, 
aber zugleich dennoch arbeitsfähig ist.

c) Dieser Rechtsprechung des erkennenden Senats steht Art. 11 
des Übereinkommens Nr. 132 der Internationalen Arbeitsorgani­
sation vom 24. Juni 1970 über den bezahlten Jahresurlaub (Neu­
fassung vom Jahr 1970, BGBl. II 1975, 746) nicht entgegen. Auch
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das Landesarbeitsgericht hat einen Verstoß gegen dieses Abkommen 
nicht angenommen.

Die Angriffe der Revision rechtfertigen keine andere Beur­
teilung. Die Auffassung, daß der Urlaubsabgeltungsanspruch nach 
§ 7 Abs. 3 BUrlG in seiner Erfüllbarkeit von der Arbeitsfähig­
keit des Arbeitnehmers nach Ausscheiden aus dem Arbeitsverhältnis 
abhängt und dieser Anspruch ebenso wie der Urlaubsanspruch be­
fristet bis zum Ablauf des Kalenderjahres bzw. des Ubertragungs­
zeitraums besteht, widerspricht nicht Art. 11 des Übereinkommens 
Nr. 132. Hierzu hat der Sechste Senat des Bundesarbeitsgerichts 
bereits ausführlich Stellung genommen (Urteil vom 7. März 1985, 
BAGE 48, 186 = AP Nr. 21 zu § 7 BUrlG Abgeltung). Er hat darge­
legt , daß unabhängig davon, ob von einer unmittelbaren inner­
staatlichen Geltung dieses Abkommens ausgegangen werden muß, die 
Rechtsprechung des Bundesarbeitsgerichts zu § 7 Abs. 4 BUrlG mit 
Art. 11 des Übereinkommens Nr. 132 Ubereinstimmt: Sowohl 
Art. 11 des Übereinkommens Nr. 132 als auch § 7 Abs. 4 BUrlG 
sind in ihrem Regelungsumfang darauf beschränkt, die Vorausset­
zungen für das Entstehen des Urlaubsabgeltungsanspruchs bei Be­
endigung des Arbeitsverhältnisses zu bestimmen. Merkmale für 
Leistungsstörungen oder andere Leistungshindernisse sind in bei­
den Vorschriften nicht enthalten, also auch keine Bestimmung über 
die Erfüllbarkeit dieses Anspruchs. Als Teil des allgemeinen Ar­
beitsvertragsrechts unterliegt auch der Urlaubsanspruch dem Lei­
stungsstörungsrecht. Die Erfüllbarkeit des Urlaubs- und des Ur- 
laubsabgeltungsanspruchs sind daher entsprechend diesen Rege­
lungszusammenhängen zu beurteilen. Dieser Auffassung folgt auch
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der erkennende Senat (vgl. ebenso bereits das Senatsurteil vom 
10,, Februar 1987 - 8 AZR 529/84 - zur Veröffentlichung bestimmt).

3. Entgegen der Auffassung der Revision ändert sich hieran auch 
nichts durch § 15 Nr. 8 MTV. Diese Tarifbestimmung enthält keine 
über § 7 Abs. 4 BUrlG hinausgehende Regelung für den Urlaubsab­
geltungsanspruch, sondern spricht aus, daß die Abgeltung des Ur­
laubsanspruchs nur zulässig ist, wenn bei Beendigung des Ar­
beitsverhältnisses noch Urlaubsansprüche bestehen. Die Vorschrift 
enthält damit keine Merkmale, die über die Voraussetzungen nach
§ 7 Abs. 4 BUrlG hinausreichen.

Dies hat der Sechste Senat des Bundesarbeitsgerichts im 
Urteil vom 23. Juni 1983 (aaO) bereits für den insoweit wort­
gleichen § 12 MTV-Stahl NRW dargelegt. Daran ist festzuhalten.

4. Damit kann die Klage keinen Erfolg haben. Nach den Fest­
stellungen des Landesarbeitsgerichts hat der Kläger am 9. April 
1984 durch Vorlage eines ärztlichen Attestes vom 29. März 1984 
selbst vorgetragen, daß er am Tage zwei bis drei Stunden leichte 
körperliche Arbeit verrichten könne. Damit steht fest, daß er 
jedenfalls eine seiner bisherigen Tätigkeit entsprechende Arbeit 
im Umfang der tariflichen Arbeitszeit nicht bis zum Ablauf des 
Übertragungszeitraums am 31* März 1984 hätte verrichten können. 
Auch wenn mit dem Kläger davon ausgegangen werden könnte, daß die 
ihm mögliche leichte körperliche Arbeit seiner arbeitsvertraglich 
geschuldeten Tätigkeit entspricht, kann dies ein anderes Ergebnis 
nicht rechtfertigen, da der Kläger nichts dafür vorgetragen hat,
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daß die Beklagte bei Fortbestehen des Arbeitsverhältnisses ver­
pflichtet gewesen wäre, diese zeitlich eingeschränkten Leistungen
als vertragsgemäß anzunehmen.

Michels-Holl Dr. Leinemann Griebeling
Dr, Fühler Hennecke
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